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13. Gesetz: Dienstordnung 1966; Änderung (14. Novelle zur Dienstordnung). 

13. 

Gesetz vom 25. März 1988, mit dem die 
Dienstordnung 1966 geändert wird ( 14. Novel­

le zur Dienstordnung 1966) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Dienstordnung 1966, LGBI. für Wien 
Nr. 37 /1967, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBI. für Wien Nr. 23/ 1986 wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 1 ist folgender Abs. 4 anzufügen: 

„(4) Bei Vollziehung dieses Gesetzes sind im 
Einzelfall bei Frauen die Bezeichnung ,Beamtin' 
und die entsprechenden weiblichen Funktionsbe­
zeichnungen (zB Leiterin, Vorsitzende) zu verwen-

· den." 

2. § 11 Abs. 2 hat zu entfallen. Der bisherige 
Abs. 3 des § 11 wird zu Abs. 2. 

3. Im § 12 Abs. 1 ist der Ausdruck „dem 
Magistratsdirektor (Direktor der Unternehmung)" 
durch den Ausdruck „der Dienstbehörde" zu 
ersetzen. 

4. § 12 Abs. 2 hat zu lauten: 

„(2) Über den Eintritt der im § 11 Abs. 2 
angeführten Rechtsfolgen entscheidet nach Anhö­
rung des Beam~en die Dienstbehörde." 

5. Im § 16 Abs. 1 Z 8 lit. b ist der Ausdruck 
„Anlage" durch den Ausdruck ,,Anlage 1" zu 
ersetzen. 

6. Im§ 16 Abs. 1 Z 8 ist am Ende der Punkt durch 
einen Strichpunkt zu ersetzen und folgende Z 9 
anzufügen: 

„9. die Zeit einer Tätigkeit oder Ausbildung bei 
einer inländischen Gebietskörperschaft, soweit 
auf sie die arbeitsmarktpolitischen Förde­
rungsmaßnahmen des Arbeitsmarktförde­
rungsgesetzes, BGB!. Nr. 31/1969, anzuwen­
den waren und diese Zeit in einer Beschäfti­
gung mit mindestens der Hälfte des fur 
vollbeschäftigte Dienstnehmer vorgeschriebe­
nen Ausmaßes zurückgelegt wurde." 
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7. § 18 a Abs. 4 hat zu lauten: 

„( 4) Die Abordnung ist nur zulässig, wenn sich 
die Stelle, bei der der Beamte Dienst leisten soll, 
verpflichtet, der Gemeinde Wien einen Beitrag in 
der Höhe des Aktivitätsaufwandes für den Beamten 
einschließlich eines Zuschlages in der Höhe von 
SO vH derjenigen Bezüge, von denen der Beamte 
einen Pensionsbeitrag gemäß § 6 a der Besoldungs­
ordnung 1967 und gemäß § 2 Abs. 2 des Ruhe- und 
Versorgungsgenußzulagegesetzes 1966 zu entrich­
ten hat, zu leisten. Bei der Abordnung mehrerer 
Beamter zu derselben Stelle kann eine pauschalierte 
Abgeltung vereinbart werden. Bei einer Abordnung 
gemäß Abs. 1 Z 1 kann der Gemeinderat bestim­
men, daß auf die Leistung des Beitragszuschlages 
unter der Bedingung verzichtet wird, daß die 
Abordnung innerhalb eines Jahres endet. Bei einer 
Abordnung gemäß Abs. 1 Z 2 oder Z 3 kann der 
Gemeinderat bestimmen, daß anstelle einer Subven­
tion oder unter Anrechnung auf den Mitgliedsbei­
trag der Stadt Wien auf den Beitrag (einschließlich 
Zuschlag) zur Gänze oder teilweise verzichtet 
wird." 

8. Die Überschrift des Abschnittes III hat zu 
lauten: 

„Dienstpflichten" 

9. Die Überschrift des§ 19 hat zu lauten: 

,,Allgemeine Dienstpflichten" 

10. § 21 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten: 

„Der Beamte ist zur Verschwiegenheit über alle ihm 
ausschließlich aus seiner amtlichen Tätigkeit be­
kannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, deren 
Geheimhaltung im Interesse der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der 
umfassenden Landesverteidigung, der auswärtigen 
Beziehungen, im wirtschaftlichen Interesse einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur V orberei­
tung einer Entscheidung oder im überwiegenden 
Interesse der Parteien geboten ist." 

11. § 21 Abs. 4 hat zu entfallen. 

12. § 23 Abs. S hat zu entfallen. 
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